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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Juni 1958 

6 — 52290 — 2150/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über steuerrechtliche 
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals 
aus Gesellschaftsmitteln 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 192. Sitzung am 2. Mai 1958 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf nach 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Uans lleqer 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über steuerrechtliche Maßnahmen bei 
Erhöhung des Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Steuern vom Einkommen und Ertrag der 
Gesellschafter 

Erhöht eine Kapitalgesellschaft (A^ktiengesell- 
schaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung) das Nennkapital 
nach den Vorschriften des Gesetzes über die Kapi- 
talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und über die 
Gewinn- und Verlustrechnung vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. I S. ), so unterliegt der Erwerb der 
neuen Anteilsrechte nicht den Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag. 

§ 2 

Gesellschaftsteuer 

In den Fällen des § 1 unterliegt der Erwerb der 
neuen Anteilsrechte durch die Gesellschafter nicht 
der Besteuerung nach § 2 Nr. 1 des Kapitalverkehr- 
steiiergesetzes. 

§ 3 

Anschaffungskosten 

(1) Gehören die vor der Erhöhung des Nenn- 
kapitals erworbenen Anteilsrechte falte Anteils- 
rechte) zu einem Betriebsvermögen, so ist der Wert, 
mit dem die alten Anteilsrechte in einer Bilanz auf 
den Zeitpunkt der Erhöhung des Nennkapitals an- 
zusetzen wären, auf die alten Anteilsrechte und auf 
die auf sie entfallenden neuen Anteilsrechte nach 
dem Verhältnis der Nennbeträge zu verteilen. Die 
Beträge, die sich für die Anteilsrechte aus der Ver- 
teilung ergeben, gelten als deren Anschaffungs- 
kosten. 

( 2 ) Gehören die vor der Erhöhung des Nennkani- 
tals erworbenen Anteilsrechte (alte Anteilsrechte) 
nicht zu einem Betriebsvermögen, so sind die An- 
schaffungskosten der alten Anteilsrechte auf diese 
Anteilsrechte und auf die auf sie entfallenden 
neuen Anteilsrechte nach dem Verhältnis der Nenn- 
beträge zu verteilen. Sind die alten Anteilsrechte 
vor dem 21. Juni 1948 erworben worden, so ist als 
Anschaffungskosten der Höchstwert zugrunde zu 
legen, mit dem die alten Anteilsrechte in eine 
steuerliche Eröffnungsbilanz auf den 21. Juni 1948 
hätten eingestellt werden können. Absatz 1 Satz 2 
ist anzuwenden. 


§ 4 

Mitteilung der Erhöhung des Nennkapitals an das 
Finanzamt 

1 Die Kapitalgesellschaft hat die Erhöhung des 
Nennkapitals innerhalb von zwei Wochen nach der 
! Eintragung des Beschlusses über die Erhöhung des 
Nennkapitals in das Handelsregister dem Finanz- 
amt mitzuteilen und eine Abschrift des Beschlusses 
’^ber die Erhöhung des Nennkapitals einzureichen. 

§ 5 

Herabsetzung des Nennkapitals 

(1) Setzt eine Kapitalgesellschaft innerhalb von 
' fünf Jahren nach der Erhöhung des Nennkapitals 
: (§ 1) das Nennkapital herab, und zahlt sie die da- 
' durch freiwerdenden Mittel ganz oder teilweise an 

die Gesellschafter zurück, so gelten die Rückzah- 
lungen insoweit als Gewinnanteile (Dividenden), 
als sie den Betrag der Erhöhung des Nennkapitals 
nicht übersteigen. 

(2) Die auf die Gewinnanteile (Dividenden) im 
Sinn des Absatzes 1 entfallenden Steuern vom Ein- 
kommen der Gesellschafter werden im Wege der 
Pauschbesteuerung erhoben. Die Steuer ist von der 
Kapitalgesellschaft zu entrichten. Sie beträgt 30 
vom Hundert der Gewinnanteile. Sie ist bei der Er- 
mittlung des Einkommens der Kapitalgesellschaft 

I nicht abzugsfähig. 

(3) § 4 gilt entsprechend. Die Mitteilung der Her- 
I absetzung des Nennkapitals gilt als Steuererklä- 
rung im Sinn des § 166 der Abgabenordnung. 

(4) Das Finanzamt setzt durch Steuerbescheid 
(§ 212 der Abgabenordnung) die Steuer fest. Die 
Steuer ist innerhalb eines Monats nach Bekannt- 
gabe des Steuerbesclreids zu entrichten. 

§ 6 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 7 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Im allgemeinen 

Die Vorschriften des Entwurfs sind ein Teil der 
Maßnahmen, die die Bundesregierung zur Gesun- 
dung des Kapitalmarkts für erforderlich hält. Sie 
stehen im Zusammenhang mit der im Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
Ertrag und des Verfahrensrechts vorgesehenen 
Änderung der Körperschaftsteuertarife und den im 
Entwurf eines Gesetzes über die Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln und über die Gewinn- und 
Verlustredinung vorgesehenen handelsrechtlichen 
Maßnahmen. Seit der Währungsreform im Jahre 
1948 ist im Zuge des wirtschaftlichen Wiederauf- 
baues bei den Kapitalgesellschaften vielfach ein 
Mißverhältnis zwischen dem Nennkapital und dem 
tatsächlichen Vermögen derart eingetreten, daß das 
tatsächliche Vermögen das Nennkapital erheblich 
übersteigt. Diese Entwicklung ist im wesentlichen 
auf die folgenden Ursachen zurückzuführen: 

1. Nach § 35 des D-Markbilanzgesetzes konnten 
die Kapitalgesellschaften den Betrag des nach 
Abzug der Schulden sich ergebenden Vermögens 
entweder als Nennkapital ausweisen oder, so- 
weit sie ihn hierfür nicht in Anspruch nahmen, 
in Rücklage stellen. Von der letzteren Möglich- 
keit haben die Kapitalgesellschaften in großem 
Umfang Gebrauch gemacht. Dies geschah des- 
halb, weil zur Zeit der Aufstellung der DM- 
Eröffnungsbilanz die Regelung des Lastenaus- 
gleichs noch nicht zu übersehen war, allgemein 
jedoch damit gerechnet wurde, daß die Lasten- 
ausgleichsverpflichtungen später als Schuld- 
posten ausgewiesen werden müßten. Die in der 
DM-Eröffnungsbilanz gebildeten Rücklagen soll- 
ten den Ausweis der Lastenausgleichsverpflich- 
tungen decken. 

2. In der Folgezeit sind auf Grund des § 47 Abs. 1 
des D-Markbilanzgesetzes durch Berichtigung 
der in der DM-Eröffnungsbilanz vorläufigen 
Wertansätze für die Wertpapiere und Anteile 
weitere zum Teil erhebliche Beträge den Rück- 
lagen zugeführt worden. 

3. Die Gesellschaften haben in den zurückliegen- 
den Jahren aus den laufenden Erträgen Rück- 
lagen gebildet. Hierfür war neben der Tatsache, 
daß die Gesellschaften in den Jahren des wirt- 
sdiaftlichen Wiederaufbaus den Kapitalmarkt 
nicht in ausreichendem Maß in Anspruch neh- 
men konnten, besonders in der letzten Zeit ent- 
scheidend, daß die Gesellschaften aus verschie- 
denen Gründen Gewinnausschüttungen über 
einen bestimmten Vomhundertsatz des Nenn- 
kapitals hinaus nicht für möglich gehalten haben. 
Beide Ursachen haben zwangsläufig zu einer 
Beschränkung der Ausschüttungen und damit zur 
Bildung neuer oder zur Erhöhung bereits vor- 
handener Reserven geführt. 


4. Aus besonderen Gründen, z. B. auf Grund von 
I Rückerstattungen oder auf Grund des Londoner 
I Schuldenabkommens ist häufig ein beträchtlicher 
I Vermögenszuwachs eingetreten, der den Rück- 
lagen zugewiesen wurde. 

Das insbesondere auf diese Umstände zurückzu- 
führende Mißverhältnis zwischen dem Nennkapital 
und dem tatsächlichen Vermögen hat zu einem 
übermäßig hohen Kursniveau und trotz den in letz- 
ter Zeit gestiegenen Nominaldividenden zu einer 
immer noch verhältnismäßig niedrigen Rendite und 
somit insbesondere zu einer unrichtigen Relation 
zwischen dem Aktiennennbetrag, dem Aktienkurs 
und der Aktiendividende geführt. Eine Normalisie- 
rung der bestehenden Kapitalverhältnisse durch Er- 
höhung des Nennkapitals aus den Rücklagen ist 
aber, abgesehen von gewissen handelsrechtlichen 
Schwierigkeiten, bisher vor allem deshalb unter- 
blieben, weil die geltende durch die jüngste Recht- 
sprechung des BFH (Urteil vom 17. September 1957 
— I 165/54 S — BStBl. 1957 III S. 401 —) bestätigte 
steuerrechtliche Auffassung die im Zuge einer sol- 
chen Kapitalerhöhung an die Gesellschafter ge- 
währten neuen Anteilsrechte bei den Gesellschaf- 
tern als steuerpflichtige Einkünfte aus Kapitalver- 
mögen im Sinn des § 20 Abs. 2 Ziff. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes beurteilt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist eine Ge- 
sundung des Kapitalmarkts vor allem davon ab- 
hängig, daß die Beteiligung an einer Kapitalgesell- 
schaft mit einer angemessenen Rendite verbunden 
ist, die dem Gesellschafter seinen vollen Anteil an 
j den von der Gesellschaft tatsächlich erwirtschafte- 
ten Erträgen sichert. Beides erscheint mit Rücksicht 
darauf, daß die Höhe der Dividende als Vomhun- 
dertsatz des Nennkapitals nur begrenzt sein kann, 
nur möglich, wenn die Gesellschaften ihr Nenn- 
kapital entsprechend den vorhandenen tatsächlichen 
; Vermögen erhöhen. Nach Auffassung der Bundes- 
i regierung würde eine solche Normalisierung der 
I Kapitalverhältnisse die folgenden Wirkungen 
i haben: 

! 

1. Absinken des Kursniveaus auf einen normalen 
Stand, 

2. im Zusammenwirken mit anderen Maßnahmen, 
insbesondere durch eine Entlastung der berück- 
siditigungsfähigen Ausschüttungen bei der aus- 
schüttenden Gesellschaft, höhere Ausschüttungen 
und damit eine höhere Rendite bei gleichblei- 
benden oder selbst sinkenden Dividenden- 
sätzen, 

3. Verminderung der bisherigen hohen Selbst- 
finanzierungsquote und stärkere Finanzierung 
über den Kapitalmarkt, 

4. ein mit der steigenden Rendite wachsendes 
Interesse am Beteiligungspapier und damit 
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5. die Bildung von Eigentum in der Hand breite- 
rer Bevölkerungsschichten. 

Der Entwurf stellt klar, daß der Erwerb neuer An- 
teilsrechte den Steuern vom Einkommen und Ertrag 
nicht unterliegt, wenn eine Kapitalgesellschaft das 
Nennkapital nach den Vorschriften des gleichfalls 
von der Bundesregierung eingebrachten handels- 
rechtlichen Gesetzes über die Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln und über die Gewinn- und 
Verlustrechnung erhöht. Die Bundesregierung ver- 
tritt die Auffassung, daß die Kapitalerhöhung aus 
Mitteln der Gesellschaft ein Vorgang ist, der sich 
innerhalb der Vermögenssphäre der Gesellschaft 
und ihrer Gesellschafter abspielt und der die Er- 
tragssphäre der Gesellschafter nicht berührt. Die 
Kapitalerhöhung aus Mitteln der Gesellschaft ist 
keine Doppelmaßnahme mit einer Ausschüttung 
von Gewinn und gleichzeitiger Einbringung der 
Forderung auf den auszuschüttenden Gewinn. Sie 
ist vielmehr eine Maßnahme, durch die freies Ver- 
mögen der Gesellschaft in gebundenes Vermögen 
der Gesellschaft umgewandelt wird, ohne daß da- 
durch der Bestand des Vermögens der Gesellschaft 
und der der Vermögensanteile der Gesellschafter 
sich ändert. Diese Rechtsauffassung wird durch den 
vorgesehenen § 1 des handelsrechtlichen Gesetzes 
zu einer Rechtsnorm erhoben. Nach Auffassung der 
Bundesregierung verbietet diese Tatsache, für das 
Steuerrecht etwas anderes gelten zu lassen, es sei 
denn, daß besondere steuerrechtliche, wirtschafts- 
politische oder andere im Steuerrecht zu beach- 
tende Grundsätze dies fordern. Daß derartige 
Grundsätze im vorliegenden Fall anzuwenden 
wären, ist nicht erkennbar. Die in § 1 des Entwurfs 
vorgesehene Klarstellung ist erfolgt, um mögliche 
Zweifel von vornherein zu beseitigen. 


II. Im einzelnen 

Zu § 1 

Die vorgesehene Befreiung des Erwerbs der neuen 
Anteilsrechte von den Steuern vom Einkommen und 
Ertrag soll nur eintreten, wenn die Gewährung der 
neuen Anteilsrechte auf einer Kapitalerhöhung be- 
ruht, die nach den Vorschriften des Gesetzes über 
die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und 
über die Gewinn- und Verlustrechnung vom . . . . 
'. . . durchgeführt wird. Dadurch soll er- 
reicht werden, daß der Tatbestand der Kapital- 
erhöhung der Gesellschaft auch für das Steuerrecht 
festliegt, einer Feststellung durch die Behörden der 
Finanzverwaltung also nicht bedarf. 

Zu § 2 

Durch die vorgesehene Vorschrift des § 2 wird der 
Erwerb der neuen Anteilsrechte von der Gesell- 
schaftsteuer befreit. Die Befreiung soll den Gesell- 
schaftern den Entschluß, Kapitalerhöhungen aus 
Mitteln der Gesellschaft durchzuführen, erleichtern. 

Zu § 3 

§ 3 des Entwurfs sieht vor, daß die Anschaffungs- 
kosten bzw. der Buchwert der alten Anteilsrechte 


auf die neuen und die alten Anteilsrechte im Ver- 
hältnis ihrer Nennbeträge zu verteilen sind. Das 
hat zur Folge, daß bei einer späteren Veräußerung 
der Anteilsrechte für die Ermittlung des zu versteu- 
ernden Veräußerungsgewinns diese fingierten An- 
schaffungskosten zugrunde zu legen sind. Dies ist 
mit Rücksicht auf die Steuerfreiheit der Gewährung 
der neuen Anteilsrechte gerechtfertigt. 

Zu § 4 

Die Mitteilung über die Erhöhung des Nennkapitals 
an das Finanzamt und die Einreichung einer Ab- 
schrift des Erhöhungsbeschlusses sind mit Rücksicht 
auf die in § 5 vorgesehenen Vorschriften aus Grün- 
den der Steueraufsicht notwendig. 

Zu § 5 

Der vorgesehene § 5 schreibt vor, daß Rückzahlun- 
gen von Nennkapital auf Grund einer Kapitalherab- 
setzung (§ 175 Abs. 3 Aktiengesetz) in den Grenzen 
der vorhergegangenen Kapitalerhöhung Gewinn- 
anteile (Dividenden) sind, soweit die Kapitalherab- 
setzung innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren 
auf eine Kapitalerhöhung nach § 1 des Entwurfs 
folgt. Die Vorschrift soll Mißbräuche verhindern. 
Ein Mißbrauch liegt dann vor, wenn in kürzerer 
Zeit nach der Kapital erhöhung das Nennkapital 
herabgesetzt wird und die dadurch freiwerdenden 
Mittel an die Gesellschafter steuerfrei zurück- 
gezahlt werden. Die in § 5 vorgesehene Folge ist 
ohne weiteres gerechtfertigt, wenn die Gesellschaf- 
ter im Zeitpunkt der Kapitalerhöhung und im Zeit- 
punkt der Kapitalherabsetzung dieselben sind. Sie 
muß aber, soll der beabsichtigte Zweck, Verhin- 
derung eines Mißbrauchs, nicht gefährdet sein, auch 
dann eintreten, wenn die Gesellschafter inzwischen 
gewechselt haben. Um jedoch eine Belastung der 
Gesellschafter, die an der Kapitalerhöhung nicht 
beteiligt waren, zu vermeiden, und insbesondere 
auch aus Vereinfachungsgründen, ist vorgesehen, 
daß die auf die Rückzahlungen entfallende Einkom- 
mensteuer oder Körperschaftsteuer von der Gesell- 
schaft als eine Pauschsteuer zu entrichten ist. Die 
Steuer soll 30 v. H. der Einkünfte betragen und bei 
der Gesellschaft nicht als Betriebsausgabe abge- 
zogen werden können. Steuerschuldner ist die Ge- 
sellschaft. Die Höhe der Steuer und das Abzugs- 
verbot erscheinen notwendig, damit der Zweck der 
Vorschrift erreicht wird. Die Steuer soll wie eine 
Prohibitivsteuer wirken. 

Zu § 6 

§ 6 enthält die „Berlin-Klausel", nach der das Ge- 
setz auch im Land Berlin gilt. 

Zu § 7 

§ 7 enthält die negative „Saar-Klausel", nach der 
das Gesetz nicht im Saarland gilt. 

Zu § 8 

§ 8 enthält die Vorschrift über das Inkrafttreten des 
Gesetzes. 


4 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 417 
Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 2. Mai 1958 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 27. März 1958 — 6 — 52200 — 2150/58 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
192. Sitzung am 2. Mai 1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über steuerrechtliche 
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals 
aus Gesellschaftsmitteln 


wie folgt Stellung zu nehmen: 

§ 1 ist folgender Halbsatz anzufügen: 

„ , wenn die Erhöhung des Nennkapitals in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1958 bis zum 31. Dezember 1960 beschlossen wird." 

B e g r ü n d u n g 

Der Gesetzentwurf hat zum Ziel, steuerliche Hilfen zur Beseiti- 
gung des Mißverhältnisses zwischen dem Nennkapital und dem 
tatsächlichen Vermögen der Kapitalgesellschaft zu gewähren. 
Da es sich um eine Bereinigung von Maßnahmen der Vergan- 
genheit handelt, genügt eine Befristung dieser steuerlichen 
Hilfe auf drei Jahre. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Brandt 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 192. Sitzung am 2. Mai 
1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 GG beschlossen, zu 
dem Entwurf eines Gesetzes über steuerrechtliche 
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals aus 
Gesellschaftsmitteln wie folgt Stellung zu nehmen: 

,§ 1 ist folgender Halbsatz anzufügen; 

„ , wenn die Erhöhung des Nennkapitals in der Zeit 
vom 1. Januar 1958 bis 31. Dezember 1960 beschlos- 
sen wird." 

Begründung 

Der Gesetzentwurf hat zum Ziel, steuerliche Hilfen 
zur Beseitigung des Mißverhältnisses zwischen dem 
Nennkapital und dem tatsächlichen Vermögen der 
Kapitalgesellschaft zu gewähren. Da es sich um 
eine Bereinigung von Maßnahmen der Vergangen- 
heit handelt, genügt eine Befristung dieser steuer- 
lichen Hilfe auf drei Jahre.' 

Die Bundesregierung kann der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Änderung des § 1 des Gesetzentwurfs 
nicht zustimmen. Die Bundesregierung hat sich im 
Anschluß an ihre Stellungnahme in der Begründung 
zu dem Entwurf des handelsrechtlichen Gesetzes 
über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
und über die Gewinn- und Verlustrechnung in der 
Begründung des Entwurfs des vorliegenden Ge- 


I setzes auch für das Steuerrecht auf den Standpunkt 
gestellt, daß die Kapitalerhöhung aus Mitteln der 
I Gesellschaft ein Vorgang ist, der als eine reine Ver- 
I mögensumschichtung innerhalb der Vermögens- 
I Sphäre der Gesellschaft die Ertragssphäre der Ge- 
sellschafter nicht berührt und daß deshalb der aus 
! der Kapitalerhöhung herrührende Erwerb neuer 
j Anteilsrechte kein steuerpflichtiger Vorgang ist. § 1 
I des Gesetzentwurfs, wonach die Steuerpflicht nicht 
I besteht, hat also nur die Bedeutung einer Klarstel- 
I lung. Diese erscheint notwendig, da es nicht sicher 
^ ist, ob der Bundesfinanzhof, der den Erwerb neuer 
, Anteilsrechte bei einer Kapitalaufstockung aus Mit- 
teln der Gesellschaft bisher als steuerpflichtig ange- 
sehen hat, nach der ausdrücklichen Zulassung der 
i Kapitalaufstockung als Vermögensumschichtung im 
Handelsrecht für das Steuerrecht von seiner Auf- 
fassung abgehen wird. Mit dieser Rechtsauffassung 
der Bundesregierung ist aber eine Befristung nicht 
vereinbar. 

Der Beschluß des Bundesrates beruht dagegen offen- 
bar auf der nach Ansicht der Bundesregierung unzu- 
treffenden Auffassung, daß auch künftig der Erwerb 
neuer Anteilsrechte aus Anlaß einer Kapital- 
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln bei den Erwer- 
bern ein Vorgang sei, der den Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag unterliegt. Nur dann wäre eine 
Befristung, wie der Bundesrat sie vorschlägt, sinn- 
voll. 
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